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Beschluss:  E2 1 
 2 
 3 
Weiterleitung an:  Juso-Bundeskongress, SPD-Bundestagsfraktion, SPD-Landesparteitag zur 4 

Weiterleitung an den Bundesparteitag 5 
 6 
 7 

Keine Bevorzugung von der Massentierhaltung dienenden Bauvorhaben 8 
 9 
Die SPD-Bundestagsfraktion wird aufgefordert, sich dafür einzusetzen, dass bei Bauvorhaben in der 10 
Landwirtschaft die Massentierhaltung nicht mehr privilegiert wird. 11 
 12 
Begründung: 13 
 14 
§ 35 Absatz 1 Nr. 1 BauGB enthält eine Privilegierung im Außenbereich für Anlagen, die „einem land- 15 
oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche 16 
einnimmt“. Dies kann dazu führen, dass eine industrielle Massentierhaltung unter dem Fähnchen 17 
der landwirtschaftlichen Privilegierung segelt, ohne eine wirkliche landwirtschaftliche, bäuerliche 18 
Erzeugung zu sein. Diese Praxis muss durch eine Ergänzung und Konkretisierung des § 201 des BauGB 19 
verhindert werden. 20 
Der § 35 Abs. 1 (BauGB) beschreibt das Bauen im Außenbereich wie folgt: (1) Im Außenbereich ist ein 21 
Vorhaben nur zulässig, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, die ausreichende 22 
Erschließung gesichert ist und wenn es 1. einem land- oder forstwirtschaftlichen Betrieb dient und 23 
nur einen untergeordneten Teil der Betriebsfläche einnimmt, etc. 24 
Das Bundesgesetz, das am 23.6.1960 in Kraft getreten ist und später durch das Baugesetzbuch 25 
(BauGB) abgelöst wurde, kennt den § 35 unter „Zulässigkeit von Vorhaben im Außenbereich“. Die 26 
Sonderstellung der Landwirtschaft hat also eine lange Tradition, die sich bis heute durchzieht. 27 
Allerdings waren die Randbedingungen für die Landwirtschaft zu dieser Zeit anders. Von den 28 
Auswirkungen industrieller Landwirtschaft sprach zu dieser Zeit kein Mensch. 29 
Im § 201 BauGB ist der Begriff Landwirtschaft so definiert: „Landwirtschaft im Sinne dieses 30 
Gesetzbuchs ist insbesondere der Ackerbau, die Wiesen- und Weidewirtschaft einschließlich 31 
Tierhaltung, soweit das Futter überwiegend auf den zum landwirtschaftlichen Betrieb gehörenden, 32 
landwirtschaftlich genutzten Flächen erzeugt werden kann, die gartenbauliche Erzeugung, der 33 
Erwerbsobstbau, der Weinbau, die berufsmäßige Imkerei und die berufsmäßige Binnenfischerei.“ 34 
Genau hier fängt das Problem an, da hier die Definition nicht genau ist und genauer präzisiert 35 
werden muss. 36 
Ein Beispiel aus Bayern, nämlich aus der Gemeinde Ried/Baindlkirch, zeigt anschaulich auf, wie hier 37 
ein Landwirt dieses Privileg verwendet, um einen Hähnchenmastbetrieb im Außenbereich zu 38 
etablieren. Es entstehen hier im Außenbereich große Hallen in denen der Mastbetrieb durchgeführt 39 
wird. Dabei werden die Mastküken mit LKW von einem industriellen Hähnchenbetrieb angefahren, 40 
sechs Wochen in dem Betrieb gemästet und dann wieder zurück zum Mastbetrieb zum Schlachten 41 
gefahren. Zum großen Teil wird auch noch das Spezialfutter mit LKW angeliefert. Der Landwirt 42 
benötigt eine gewisse Fläche, sei es gepachtet oder im Eigentum, um die Entsorgung der Gülle 43 
nachweisen zu können. Die Frage, was das noch mit landwirtschaftlicher Erzeugung zu tun hat, stellt 44 
sich berechtigt und kann verneint werden. 45 
Über den Hebel des BauGB könnte über einen Umweg die Massentierhaltung erschwert oder sogar 46 
unmöglich gemacht werden. Eine solche Massentierhaltung gehört in ein Gewerbegebiet, mit 47 
Einflussnahme der BürgerInnen und der Gemeinde. Eine Ausnahme sind Betriebe (nach § 35 Abs. 4 48 
BauGB), die mit einer außerordentlichen Geruchsbelästigung einhergehen, wie 49 
Schweinemastbetriebe. 50 

51 


